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  "... mit Idealismus gegen den Strom der Gleichgültigkeit!"
   (Freier Ökologe und Publizist)  Projektwerkstatt
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 35447 Reiskirchen-Saasen

  Tel. 06401/903283
    (Fax: 903285)
   eMail: joerg@projektwerkstatt.de

Ich lebe für die Idee einer herrschaftsfreien Welt, d.h. konsequenten Schutz der
Umwelt und die Selbstbestimmung der Menschen.
Ich liebe Menschen, die gegen den Strom gehen. Ich mag Handeln mit klaren
politischen Positionen, der Weg ist nicht das Ziel. Direkte Aktionen und
Öffentlichkeitsarbeit sind ebenso Teil meines Engagements wie der Aufbau von
Gegenstrukturen zum herrschenden System, z.B. politische "FreiRäume"
(Projektwerkstätten, Hüttendörfer usw.) oder unabhängigen Medien. Dieses Land
braucht viele Räume und Projekte, in denen die Menschen das tun, was sie für
richtig halten − unabhängig von der Einflußnahme der GeldgeberInnen, des
Staates, der Polizei, der hetzenden Politik und Presse. Alternativen sind nichts wert,
wenn sie nicht gegen das Falsche antreten, innerhalb dessen es nichts Richtiges
geben kann. Was ich daher will, sind Experimente. Immer wieder neu, anders,
weiter entwickelt. In der Hoffnung, kleine Durchbrüche zu etwas Neuem zu finden.

Strafanzeige gegen die RichterInnen am Landgericht Gießen
 - Vors. Richter Geilfus
 - Richterin Dr. Berledt
 - Richter Schnabel

Sehr geehrte Damen und Herren,
wegen der rechtswidrigen Verschleppung der Eilbeschwerde gegen meinen
Unterbindungsgewahrsam (Beschluss Amtsgericht Gießen, Az 40 AR 52/2006 möchte ich hiermit
Strafanzeige

    wegen Rechtsbeugung im Amt und Freiheitsberaubung gegen die genannten Richter

stellen.

Die Verschleppung der Eilbeschwerde stellt eine Rechtsbeugung im Amt und Freiheitsberaubung
dar. Die Abläufe lassen sich wie folgt zusammenfassen: Die gegen den Unterbindungsgewahrsam,
selbst schon eine offenkundige Rechtsbeugung im Amt durch Richter Gotthardt, wegen der ich
getrennt Strafanzeige stelle, eingelegte Eilbeschwerde durch Rechtsanwalt Tronje Döhmer
(Gießen) wurde im Landgericht nicht nur verschleppt, sondern eine Verzögerung gezielt
herbeigeführt. Das Landgericht behandelte die Beschwerde nicht, obwohl von Seiten des
Amtsgerichts die Akte zügig weitergegeben wurde und dort offenbar auch die Rechtsauffassung
bestand, dass die Eilbeschwerde vom Landgericht behandelt werden müsse. Das Landgericht sah
dieses anders und gab die Akte wieder zurück. Dabei behauptete das Landgericht, zunächst sei
ein von mir gestellter Befangenheitsantrag zu bearbeiten. Das ist aus zwei Gründen falsch

1. Das Landgericht stützt sich mit der Behauptung, ich hätte eine Befangenheitsantrag gestellt, u.a.
auf meine Beschwerdeschrift gegen den Unterbindungsgewahrsam. Dieses ist ungeheuerlich,
denn in meinem Befangenheitsantrag ist ja gerade formuliert, dass ich den Befangenheitsantrag
nicht stellen konnte. Folglich gab es diesen Antrag nicht. Das Landgericht hat ihn schlicht
erfunden, um das Verfahren zu verschleppen.
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2. Selbst wenn es den Antrag gegeben hätte (was nicht der Fall ist), wäre vorrangig die Eilbeschwerde
zu entscheiden gewesen. Die Rechtssprechung in der übrigen Republik (außerhalb von Gießen) ist
hier eindeutig. Ein effektiver Rechtsschutz ist gerade bei einem Freiheitsentzug (der immer ein
Grundrecht einschränkt) nur dann gegeben, wenn dieser sofort greift und nicht gegenüber anderen
Entscheidungen, die Grundrechte nicht oder nicht in der gleichen Weise tangieren, zurückgestellt
wird.
 
Das Landgericht entschied erst am 18.5.2006 (Az. 7 T 215/06) und damit nach dem voraussichtlichen
Ende des Unterbindungsgewahrsams, wenn − wie im Zeitraum der Verschleppung noch anzunehmen
− meine anschließende Haft am 18.5.2006 begonnen hätte. Offenbar ging es dem Landgericht auch
um die Verschleppung bis zum Beginn der Haftstrafe. Gegen die an der Verschleppung beteiligten
Personen erstatte ich hiermit Anzeige wegen Rechtsbeugung und Freiheitsberaubung.

Für die Strafverfolgung hinsichtlich der Verbindung von Rechtsbeugung im Amt und
Freiheitsberaubung sind die Urteile gegen den damaligen Hamburger Richter Schill von Bedeutung:
 −  Das Landgericht Hamburg hatte Rechtsbeugung durch Unterlassen (Verschleppung der Be-
schwerde) bejaht. Dieses Urteil war zwar in der Revision durch das BGH (5 StR 92/01) aufgehoben
worden, aber nur wegen Verfahrensmängeln bei der Prüfung, wieweit die zweitätige Verzögerung
tatsächlich auf Absicht zurückzuführen sei. Im vorliegenden Verfahren hatte das Amtsgericht be-
reits zwei Tage lang die Beschwerde verschleppt und plante, diese gar nicht zu behandeln. Nach
telefonischer Beschwerde plante das Amtsgericht, die Beschwerde so zu behandeln, dass nach
insgesamt fünf (!) Tage diese erst bei dem zuständigen Gericht vorgelegen hätte. Das ist deutlich
weitergehend als im verurteilten Fall von Richter Schill.
 −  In der Revision des BGH hatte dieses im gleichen Urteil zudem die Revision der Staatsanwaltschaft
anerkannt mit der Festlegung, dass bei Bejahung einer Rechtsbeugung auch die Freiheitsberau-
bung zu verurteilen sei.
 −  Zudem legte der BGH fest, dass eine Anordnung freiheitsberaubender Maßnahmen sowohl hin-
sichtlich des Zustandekommens wie auch hinsichtlich der Aufrechterhaltung nun im Rahmen ord-
nungsgemäßer justizförmiger Verfahren möglich. Im vorliegenden Fall des Richters Maynicke ist
beides nicht gegeben.
Auszug aus dem Urteil des BGH (5 StR 92/01):
„Auf der Grundlage der vom Landgericht zu den subjektiven Vorstellungen des Angeklagten getrof-
fenen Feststellungen kommt es entgegen der Rechtsauffassung des Tatrichters nicht darauf an, daß
der Angeklagte die Ordnungshaftbeschlüsse für formal und sachlich rechtsfehlerfrei erachtete. Eben-
sowenig wie der Vorsatz der Rechtsbeugung durch die Vorstellung des Täters, er handele im Ergebnis
gerecht, in Frage gestellt wird, wenn sich sein Handeln in schwerwiegender Weise vom Gesetz ent-
fernt und an eigenen Maßstäben anstelle der vom Gesetzgeber statuierten ausrichtet (vgl. BGHSt 32,
357 [360]), kann den Richter eine solche Vorstellung bei idealkonkurrierenden Delikten entlasten. Die
Anordnung freiheitsberaubender Maßnahmen zu Lasten des Bürgers ist ebenso wie ihre Aufrechter-
haltung nur im Rahmen eines ordnungsgemäßen justizförmigen Verfahrens zulässig, zu dem auch die
Gewährung eines effektiven Rechtsschutzes unter Beachtung des Beschleunigungsgebots gehört.
Sollte der neue Tatrichter daher auf der Grundlage rechtsfehlerfrei getroffener Feststellungen erneut
zu dem Ergebnis gelangen, daß der Angeklagte durch eine verzögerte Weiterleitung der Beschwerden
an das Oberlandesgericht die Freilassung der inhaftierten Zuhörer zu einem früheren Zeitpunkt gezielt
verhindert hat, wird der Angeklagte auch wegen tateinheitlich begangener Freiheitsberaubung zu ver-
urteilen sein.“

Es kann also als juristisch geklärt gelten, dass für einen Richter, der bei einem Verfahren zum
Freiheitsentzug das Recht beugt, immer auch der Straftatbestand der Freiheitsberaubung in Frage
kommt.

Mit freundlichen Grüßen

Anlagen:
 - Beschlüsse von Amtsgericht und Landgericht
 - Anweisung des Landgerichts zur bevorzugten Behandlung des erfundenen Befangenheitsantrags
















